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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/17575 
 
sowie zum Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/18523 
 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den oben genannten 
Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des oben benannten Änderungsantrags wie folgt zu 
ändern:  
 
 
 
Artikel 2 wird wie folgt geändert:  
 
 
1. In Änderungsbefehl Nr. 7 wird die Angabe „15 Prozent“ jeweils durch die Angabe „10 Pro-

zent“ ersetzt. 
 

2. In Änderungsbefehl Nr. 8 wird die Angabe „Entwicklungsstanderhebung“ jeweils durch die 
Angabe „Entwicklungsstandserhebung“ ersetzt.  
 

3. Änderungsbefehl Nr. 9 wird wie folgt geändert:   
 

a) In Änderungsbefehl Nr. 9 b) wird die Angabe „Entwicklungsstanderhebung“ durch die 
Angabe „Entwicklungsstandserhebung“ ersetzt. 

 
b) Nach Nr. 9 b) wird folgende Nr. 9 c) eingefügt: 
 

„c) In Absatz 4 Satz 1 wird nach der Angabe „ist“ die Angabe „als Kompetenz“ ein-
gefügt.“ 

 
c) Der alte Änderungsbefehl Nr. 9 c) wird zu Nr. 9 d) und die Angabe „Sprachentwick-

lungsstanderhebung“ wird durch die Angabe „Sprachentwicklungsstandserhebung“ 
ersetzt.  
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4. Änderungsbefehl Nr. 10 b) wird wie folgt geändert:  
 

a) Die Angabe  
 

„1. die Einrichtung, gegliedert nach Art des Trägers, Umfang und Lage der tatsäch-
lichen Öffnungszeit, Umfang und Lage der Kern- und Randzeiten,“  

 
wird durch die Angabe 

 
„1. die Einrichtung, gegliedert nach Art des Trägers, Umfang und Lage der tatsäch-

lichen Öffnungszeit, Nutzung der Kern- und Randzeiten,“ 
 

ersetzt.  
 

b) Die Angabe  
 

„5. der prozentuale Anteil von Kindern mit individuellem Förderplan, 
6. die Anzahl der Kinder in einem Kindergartenjahr für die eine individuelle Sprach-

förderplanung erfolgt und“ 
 
wird durch die Angabe  
 
„5. die Anzahl der Kinder mit einem festgestellten erhöhten pädagogischen Förderbe-

darf, 
6. die Anzahl der Kinder mit einem festgestellten erhöhten sprachlichen Förderbedarf 

und“ 
 
ersetzt. 

 
5. In Änderungsbefehl Nr. 13 wird die Angabe 
 

„(6) Die in diesem Rahmen gezahlten Mittel sind Jahrespauschalen pro Platz und zur Er-
füllung von Aufgaben nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 
diesem Gesetz zu verwenden. Das Jugendamt weist durch rechtsverbindliche Bestäti-
gung die entsprechende Mittelverwendung nach Satz 1 und das Vorliegen der Vorausset-
zungen nach den Absätzen 2 und 3 über hierfür eingerichtete elektronische Systeme bis 
zum 30. Juni des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres nach. 
Das Jugendamt hat nicht verbrauchte oder nicht zweckentsprechend verwendete Mittel 
bis zum 31. Juli des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres un-
aufgefordert zurückzuzahlen. Nicht fristgemäß zurückgezahlte Beträge sind mit drei Pro-
zentpunkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen. Das Land kann seinen Rückzahlungs-
anspruch mit Forderungen der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes aufrechnen.“ 
 
durch die Angabe  
 
„(6) Die in diesem Rahmen gezahlten Mittel sind Jahrespauschalen pro Platz und zur Er-
füllung von Aufgaben nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit 
diesem Gesetz zu verwenden. Das Jugendamt weist durch rechtsverbindliche Bestäti-
gung die entsprechende Mittelverwendung nach Satz 1 und das Vorliegen der Vorausset-
zungen nach den Absätzen 2 und 3 über hierfür eingerichtete elektronische Systeme bis 
zum 30. Juni des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres nach. 
Das Jugendamt hat nicht verbrauchte oder nicht zweckentsprechend verwendete Mittel 
zurückzuzahlen. Werden die zurückzuzahlenden Mittel nicht fristgemäß mit der rechtsver-
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bindlichen Bestätigung angezeigt, sind diese ab dem 1. Juli des auf das Ende des Kinder-
gartenjahres folgenden Kalenderjahres mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
zu verzinsen. Das Land kann seinen Rückzahlungsanspruch mit Forderungen der Ge-
meinde oder des Gemeindeverbandes aufrechnen.“ 
 
ersetzt.  

 
6. In Änderungsbefehl Nr. 21 a) wird die Angabe  
 

„(1) Die finanzielle Basisförderung für Personal- und Sachkosten der Kindertageseinrich-
tungen wird in Form von Pauschalen für jedes in einer Kindertageseinrichtung aufgenom-
mene Kind (Kindpauschalen) gezahlt. Die Kindpauschalen für das Kindergartenjahr 
2026/2027 ergeben sich aus der Anlage 2. Das Kindpauschalenbudget ermöglicht die in 
der Anlage 2 je Gruppenform ausgewiesenen Gesamtpersonalkraftstunden. Hierin ent-
halten sind auch Personalkraftstunden für die individuelle Vor- und Nachbereitungszeit, 
einschließlich Bildungsdokumentation und Entwicklungsstanderhebung, für die Erzie-
hungspartnerschaft mit den Eltern, für die Praxisanleitung und für Kooperationen mit 
Frühförderung, Kindertagespflege, Schule und im Sozialraum, für die Teilnahme an 
Dienstbesprechungen, Fachberatungen und Qualifikationsmaßnahmen (Verfügungszeit). 
Das Kindpauschalenbudget ist hinsichtlich der vorgesehenen Gesamtpersonalkraftstun-
denzahl einzusetzen. Die Mittel der erhöhten Kindpauschalen für Kinder mit oder mit dro-
henden Behinderungen sind entsprechend § 26 Absatz 3 für die einrichtungsspezifischen 
pädagogischen Mehrbedarfe, die im Zusammenhang mit der gemeinsamen Betreuung 
von Kindern mit und ohne Behinderungen oberhalb der Regelpauschalen entstehen, ein-
zusetzen. Nimmt ein Kind den Platz in einer Einrichtung nach dem Betreuungsvertrag 
nicht während des gesamten Kindergartenjahres in Anspruch, erhält der Träger eine an-
teilige Pauschale. Hierzu erfolgt eine monatliche Erfassung durch den Träger der Einrich-
tung auf der Grundlage des Betreuungsvertrages bis spätestens zum Ende des über-
nächsten Monats.“ 
 
durch die Angabe  
 
„(1) Die finanzielle Basisförderung für Personal- und Sachkosten der Kindertageseinrich-
tungen wird in Form von Pauschalen für jedes in einer Kindertageseinrichtung aufgenom-
mene Kind (Kindpauschalen) gezahlt. Die Kindpauschalen für das Kindergartenjahr 
2026/2027 ergeben sich aus der Anlage 2. Das Kindpauschalenbudget ermöglicht die in 
der Anlage 2 je Gruppenform ausgewiesenen Gesamtpersonalkraftstunden. Hierin ent-
halten sind auch Personalkraftstunden in Höhe von zehn Prozent für die individuelle Vor- 
und Nachbereitungszeit, einschließlich Bildungsdokumentation und Entwicklungsstands-
erhebung, für die Erziehungspartnerschaft mit den Eltern, für die Praxisanleitung und für 
Kooperationen mit Frühförderung, Kindertagespflege, Schule und im Sozialraum, für die 
Teilnahme an Dienstbesprechungen, Fachberatungen und Qualifikationsmaßnahmen 
(Verfügungszeit). Das Kindpauschalenbudget ist hinsichtlich der vorgesehenen Gesamt-
personalkraftstundenzahl einzusetzen. Die Mittel der erhöhten Kindpauschalen für Kinder 
mit oder mit drohenden Behinderungen sind entsprechend § 26 Absatz 3 für die einrich-
tungsspezifischen pädagogischen Mehrbedarfe bei Personal- und Sachkosten, die im Zu-
sammenhang mit der gemeinsamen Betreuung von Kindern mit und ohne Behinderungen 
oberhalb der Regelpauschalen entstehen, einzusetzen. Nimmt ein Kind den Platz in einer 
Einrichtung nach dem Betreuungsvertrag nicht während des gesamten Kindergartenjah-
res in Anspruch, erhält der Träger eine anteilige Pauschale. Hierzu erfolgt eine monatliche 
Erfassung durch den Träger der Einrichtung auf der Grundlage des Betreuungsvertrages 
bis spätestens zum Ende des nächsten Monats.“ 
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ersetzt. 
 
7. In Änderungsbefehl Nr. 26 wird die Angabe „März“ durch die Angabe „Juni“ ersetzt.  
 
8. In Änderungsbefehl Nr. 27 d) wird die Angabe  
 

„(5) Kommt das Jugendamt seinen Verpflichtungen aus § 33 Absatz 4, § 39 Absatz 3, 
§ 45 Absatz 2, § 46 Absatz 2 bis 6, § 47 Absatz 4, § 48 Absatz 3 oder § 48a Absatz 2 
nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen nach, kann das Land die Zuschüsse für die fol-
genden Monate zurückhalten. Kommt das Jugendamt seiner Verpflichtung nach, werden 
die Zuschüsse für höchstens sechs Monate nachträglich ausgezahlt“ 
 
durch die Angabe 
 
„(5) Kommt das Jugendamt seinen Verpflichtungen aus § 33 Absatz 4, § 39 Absatz 3, § 45 
Absatz 2, § 46 Absatz 2 bis 6, § 47 Absatz 4, § 48 Absatz 3, § 48a Absatz 2 oder § 48b 
nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen nach, kann das Land die Zuschüsse für die fol-
genden Monate zurückhalten. Kommt das Jugendamt seiner Verpflichtung nach, werden 
die Zuschüsse für höchstens sechs Monate nachträglich ausgezahlt“  
ersetzt.  

 
9. In Änderungsbefehl Nr. 28 wird die Angabe  
 

„(2) Der Träger weist dem Jugendamt den Einsatz des Personals nach Art der Pauschale 
nach. Die dem Verwendungsnachweis zugrundeliegenden Belege sind fünf Jahre nach 
Einreichung des Verwendungsnachweises aufzubewahren. Das Jugendamt ist zur stich-
probenhaften und anlassbezogenen Prüfung der Nachweise im Hinblick auf die ordnungs-
gemäße Verwendung nach Absatz 1 berechtigt und verpflichtet. Stellt es fest, dass die 
Mittel nicht ordnungsgemäß verwendet wurden, soll das Jugendamt den Leistungsbe-
scheid ganz oder teilweise zurücknehmen oder widerrufen. Die Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen prüft im Rahmen einer Zufallsauswahl den Vollzug des Kinderbil-
dungsgesetzes durch die Jugendämter, insbesondere die Verwendungsnachweise. 
§ 2 Absatz 1 des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes bleibt unberührt.“ 
 
durch die Angabe 
 
„(2) Der Träger weist dem Jugendamt den Einsatz des Personals nach Art der Pauschale 
nach. Die dem Verwendungsnachweis zugrundeliegenden Belege sind fünf Jahre nach 
Einreichung des Verwendungsnachweises aufzubewahren. Das Jugendamt ist zur stich-
probenhaften und anlassbezogenen Prüfung der Nachweise im Hinblick auf die ordnungs-
gemäße Verwendung nach Absatz 1 berechtigt und verpflichtet. Stellt es fest, dass die 
Mittel nicht ordnungsgemäß verwendet wurden, soll das Jugendamt den Leistungsbe-
scheid ganz oder teilweise zurücknehmen oder widerrufen. Die Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen prüft im Rahmen einer Zufallsauswahl die ordnungsgemäße Ver-
wendung der finanziellen Mittel des Landes, insbesondere die Verwendungsnachweise. 
Die der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen im Rahmen der Prüfung nach 
Satz 5 entstehenden und gemäß § 6 Absatz 2 des Kommunalabgabengesetzes nach be-
triebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen Kosten werden durch das Land erstat-
tet. § 2 Absatz 1 des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes bleibt unberührt.“ 
 
ersetzt.  
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10. In Änderungsbefehl Nr. 32 wird die Angabe 
 

„§ 45 
Landeszuschuss für plusKITAs 

 
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt einen Zuschuss für plusKITAs zur Finanzierung 
der Fachkraft nach § 44 Absatz 3. Das Land stellt hierfür im Kindergartenjahr 2027/2028 
einen Betrag von 203,90 Millionen Euro landesweit zur Verfügung. Der Anteil des Jugend-
amts wird für jeweils fünf Jahre berechnet und ergibt sich 
 
1. zu 75 Prozent aus der Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk unter sechs Jahren in 

Familien mit Leistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch im Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder unter 
sechs Jahren in Familien mit Leistungsbezug nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch; maßgeblich sind die Angaben der Bundesagentur für Arbeit für den Berichts-
monat März des dem Fünfjahreszeitraum vorausgegangenen Kalenderjahres und 

2. zu 25 Prozent aus der Anzahl der Kinder unter sechs Jahren im Jugendamtsbezirk in 
Kindertageseinrichtungen, in deren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen 
wird im Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder unter sechs Jahren in 
Kindertageseinrichtungen, in deren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen 
wird; maßgeblich sind die Daten nach § 99 Absatz 7 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch - zum Stichtag 1. März des dem Fünfjahreszeitraum vorausgegangenen Ka-
lenderjahres. 

 
Der Zuschuss beträgt je Jugendamt im Kindergartenjahr 2026/2027 mindestens 52 875 
Euro. 
 
(2) Voraussetzung für den Zuschuss nach Absatz 1 ist, dass das Jugendamt die Mittel als 
Zuschüsse in Höhe von mindestens 52 875 Euro an plusKITAs im Sinne von § 44 Absatz 
1 weiterleitet; die angegebene Zuschusshöhe gilt für das Kindergartenjahr 2026/2027. Die 
jeweiligen Tageseinrichtungen müssen als solche in die Jugendhilfeplanung aufgenom-
men worden sein. Die Zuschüsse sind für pädagogisches Personal einzusetzen. Zu-
schüsse, die nicht zweckentsprechend verwendet werden, sind zurückzuzahlen, sie sind 
nicht rücklagefähig. Die Aufnahme in diese Förderung erfolgt in der Regel unbefristet, 
grundsätzlich aber mindestens für fünf Jahre. Das Jugendamt weist mittels rechtsverbind-
licher Bestätigung die zweckentsprechende Verwendung der nach diesem Absatz an die 
Träger geleisteten Zuschüsse über hierfür eingerichtete elektronische Systeme bis zum 
30. Juni des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres nach. Das 
Jugendamt hat nicht verbrauchte oder nicht nachgewiesene Zuschüsse bis zum 31. Juli 
des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres unaufgefordert zu-
rückzuzahlen. Nicht fristgemäß zurückgezahlte Beträge sind mit drei Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz zu verzinsen. Das Land kann seinen Rückzahlungsanspruch mit For-
derungen der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes aufrechnen. § 37 und § 38 Absatz 
1 Satz 2 gelten entsprechend.“ 
 
durch die Angabe 
 

„§ 45 
Landeszuschuss für plusKITAs 

 
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt einen Zuschuss für plusKITAs zur Finanzierung 
der Fachkraft nach § 44 Absatz 3. Das Land stellt hierfür im Kindergartenjahr 2027/2028 
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einen Betrag von 203,90 Millionen Euro landesweit zur Verfügung. Der Anteil des Jugend-
amts wird für jeweils fünf Jahre berechnet und ergibt sich 
 
1. zu 75 Prozent aus der Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk unter sechs Jahren in 

Familien mit Leistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch im Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder unter 
sechs Jahren in Familien mit Leistungsbezug nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch; maßgeblich sind die Angaben der Bundesagentur für Arbeit für den Berichts-
monat März des dem Fünfjahreszeitraum vorausgegangenen Kalenderjahres und 

2. zu 25 Prozent aus der Anzahl der Kinder unter sechs Jahren im Jugendamtsbezirk in 
Kindertageseinrichtungen, in deren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen 
wird im Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder unter sechs Jahren in 
Kindertageseinrichtungen, in deren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen 
wird; maßgeblich sind die Daten nach § 99 Absatz 7 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch - zum Stichtag 1. März des dem Fünfjahreszeitraum vorausgegangenen Ka-
lenderjahres. 

 
Der Zuschuss beträgt je Jugendamt im Kindergartenjahr 2027/2028 mindestens 54 461 
Euro. 
 
(2) Voraussetzung für den Zuschuss nach Absatz 1 ist, dass das Jugendamt die Mittel als 
Zuschüsse in Höhe von mindestens 54 461 Euro an plusKITAs im Sinne von § 44 Absatz 
1 weiterleitet; die angegebene Zuschusshöhe gilt für das Kindergartenjahr 2027/2028. Die 
jeweiligen Tageseinrichtungen müssen als solche in die Jugendhilfeplanung aufgenom-
men worden sein. Die Zuschüsse sind für pädagogisches Personal einzusetzen. Zu-
schüsse, die nicht zweckentsprechend verwendet werden, sind zurückzuzahlen, sie sind 
nicht rücklagefähig. Die Aufnahme in diese Förderung erfolgt in der Regel unbefristet, 
grundsätzlich aber mindestens für fünf Jahre. Das Jugendamt weist mittels rechtsverbind-
licher Bestätigung die zweckentsprechende Verwendung der nach diesem Absatz an die 
Träger geleisteten Zuschüsse über hierfür eingerichtete elektronische Systeme bis zum 
30. Juni des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres nach. Das 
Jugendamt hat nicht verbrauchte oder nicht zweckentsprechend verwendete Zuschüsse 
zurückzuzahlen. Werden die zurückzuzahlenden Zuschüsse nicht fristgemäß mit der 
rechtsverbindlichen Bestätigung angezeigt, sind diese ab dem 1. Juli des auf das Ende 
des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres mit drei Prozentpunkten über dem Ba-
siszinssatz zu verzinsen. Das Land kann seinen Rückzahlungsanspruch mit Forderungen 
der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes aufrechnen. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. § 37 gilt ab dem Kindergartenjahr 2028/2029 entsprechend.“ 
 
ersetzt.  

 
11. Änderungsbefehl Nr. 34 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Angabe  
 

„(2) Das Land gewährt dem Jugendamt Zuschüsse für die Praktikumsplätze von Aus-
zubildenden in Kindertageseinrichtungen. Einen Zuschuss in Höhe von 9 000 Euro 
jährlich pro belegtem Praktikumsplatz (piA-E1-Zuschuss) erhält jedes Jugendamt für 
diejenigen Tageseinrichtungen, die Schülerinnen und Schüler im ersten Jahr ihrer 
praxisintegrierten Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise 
zum staatlich anerkannten Erzieher ausbilden. Voraussetzung für diesen Zuschuss 
ist, dass diese Schülerinnen und Schüler in ihrer praxisintegrierten Ausbildung von 
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dem Träger der Kindertageseinrichtung tariflich oder entsprechend vergütet werden. 
§ 38 Absatz 1 Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 gelten entsprechend. 

 
(3) Einen Zuschuss in Höhe von 4 500 Euro jährlich pro belegtem Praktikumsplatz 
erhält jedes Jugendamt für diejenigen Kindertageseinrichtungen, die Praktikums-
plätze für das Anerkennungsjahr von Schülerinnen und Schülern im letzten Jahr ihrer 
Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich an-
erkannten Erzieher bereitstellen (BP-Zuschuss) und für jeden Praktikumsplatz von 
Schülerinnen und Schülern im zweiten oder dritten Ausbildungsjahr der praxisinte-
grierten Ausbildung (piA-E2/3-Zuschuss). Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

 
(4) Für diejenigen Tageseinrichtungen, die Schülerinnen und Schüler in der praxisin-
tegrierten Ausbildung zur staatlich geprüften Kinderpflegerin beziehungsweise zum 
staatlich geprüften Kinderpfleger ausbilden, gewährt das Land dem Jugendamt einen 
Zuschuss  

 
1. in Höhe von 8 000 Euro jährlich pro belegtem Praktikumsplatz im ersten Ausbil-

dungsjahr (piA-K1-Zuschuss) und  
2. in Höhe von 4 000 Euro jährlich pro belegtem Praktikumsplatz im zweiten Ausbil-

dungsjahr (piA-K2-Zuschuss). 
 

Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.“ 
 
wird durch die Angabe 
 
„(2) Das Land gewährt dem Jugendamt Zuschüsse für die Plätze von Personen in 
Weiterbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich 
anerkannten Erzieher in Kindertageseinrichtungen. Einen Zuschuss in Höhe von 9 
000 Euro jährlich pro belegten Platz (piA-E1-Zuschuss) erhält jedes Jugendamt für 
diejenigen Tageseinrichtungen, die Personen im ersten Jahr ihrer praxisintegrierten 
Weiterbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich 
anerkannten Erzieher weiterbilden. Voraussetzung für diesen Zuschuss ist, dass 
diese Personen in ihrer praxisintegrierten Weiterbildung von dem Träger der Kinder-
tageseinrichtung tariflich oder entsprechend vergütet werden. § 38 Absatz 1 Satz 2 
und § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 gelten entsprechend. 

 
(3) Einen Zuschuss in Höhe von 4 500 Euro jährlich pro belegten Platz erhält jedes 
Jugendamt für diejenigen Kindertageseinrichtungen, die  

 
1. Plätze für das Berufspraktikum von Personen im letzten Jahr ihrer Weiterbildung 

zur staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich anerkannten 
Erzieher bereitstellen (BP-Zuschuss) oder  

2. Plätze für Personen im zweiten oder dritten Jahr der praxisintegrierten Weiterbil-
dung (piA-E2/3-Zuschuss) bereitstellen. 

 
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
(4) Für diejenigen Tageseinrichtungen, die Personen in der praxisintegrierten Ausbil-
dung zur staatlich geprüften Kinderpflegerin beziehungsweise zum staatlich geprüf-
ten Kinderpfleger ausbilden, gewährt das Land dem Jugendamt einen Zuschuss  

 
1. in Höhe von 8 000 Euro jährlich pro belegten Platz im ersten Ausbildungsjahr 

(piA-K1-Zuschuss) und  
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2. in Höhe von 4 000 Euro jährlich pro belegten Platz im zweiten Ausbildungsjahr 
(piA-K2-Zuschuss). 

 
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.“ 
 
ersetzt. 

 
b) Die Angabe  

 
„(6) Zur Unterstützung der Praxisanleitung gewährt das Land dem Jugendamt einen 
Zuschuss in Höhe von 5 250 Euro für jede Kindertageseinrichtung, die Auszubildende 
gemäß den Absätzen 2 bis 4 beschäftigt. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.“ 

 
wird durch die Angabe 

 
„(6) Zur Unterstützung der Praxisanleitung gewährt das Land dem Jugendamt einen 
Zuschuss in Höhe von 5 250 Euro für jede Kindertageseinrichtung, die Personen ge-
mäß den Absätzen 2 bis 4 beschäftigt. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.“ 
 
ersetzt. 

 
12. Änderungsbefehl Nr. 36 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Angabe  
 

„(2) Das Land stellt hierfür bis zur Einführung eines kindbezogenen, faktorbasierten 
Finanzierungssystem im Sinne des § 55 Absatz 7 einen Betrag von 200 Millionen 
Euro bereit. § 38 Absatz 1 Satz 2, § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 sowie § 48 Absatz 2 
Satz 2 gelten entsprechend.“ 

 
wird durch die Angabe 

 
„(2) Das Land stellt hierfür bis zur Einführung eines kindbezogenen, faktorbasierten 
Finanzierungssystem im Sinne des § 55 Absatz 7 einen Betrag von 200 Millionen 
Euro bereit. Der Anteil des Jugendamtes ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen der 
Summe der im Jugendamtsbezirk nach der verbindlichen Jugendhilfeplanung bean-
tragten Kindpauschalen zur Summe der landesweit beantragten Kindpauschalen für 
in Tageseinrichtungen betreute Kinder. Das Jugendamt leitet den Zuschuss in ent-
sprechender Anwendung des Verteilschlüssels nach Satz 2 an die Träger der Ein-
richtungen seines Bezirks weiter. § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 gelten entsprechend.“ 

 
ersetzt. 

 
b) Die Angabe 
 

„Für diejenigen Kindertageseinrichtungen, die Kita-Helferinnen und Kita-Helfer zur 
Unterstützung bei nichtpädagogischen Aufgaben in den Kindertageseinrichtungen 
anstellen, gewährt das Land dem Jugendamt pro Kindergartenjahr einen Zuschuss in 
Höhe von 16 200 Euro jährlich pro Einrichtung. § 45 Absatz 2 Satz 6 bis 10 gilt ent-
sprechend.“ 

 
wird durch die Angabe 
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„Für diejenigen Kindertageseinrichtungen, die Kita-Helferinnen und Kita-Helfer zur 
Unterstützung bei nichtpädagogischen Aufgaben in den Kindertageseinrichtungen 
anstellen, gewährt das Land dem Jugendamt pro Kindergartenjahr einen Zuschuss in 
Höhe von 16 200 Euro jährlich pro Einrichtung. § 38 Absatz 1 Satz 2 sowie § 45 Ab-
satz 2 Satz 4, 6 bis 10 gelten entsprechend.“ 

 
ersetzt. 

 
13. Änderungsbefehl Nr. 38 c) wird gestrichen.  
 
14. In Änderungsbefehl Nr. 39 wird die Angabe  
 

„(1) Die Oberste Landesjugendbehörde kann Abweichungen von den Regelungen dieses 
Gesetzes genehmigen 
 
1. für besondere Betreuungsbedarfe oder  
2. zur Erprobung innovativer pädagogischer oder organisatorischer Modelle, soweit 

diese geeignet sind, Erkenntnisse zur Weiterentwicklung des Systems der Kinderta-
gesbetreuung zu gewinnen.“ 

 
durch die Angabe 
 
„(1) Die Oberste Landesjugendbehörde kann Abweichungen von den Regelungen dieses 
Gesetzes genehmigen oder von Amts wegen zulassen 
 
1. für besondere Betreuungsbedarfe oder  
2. zur Erprobung innovativer pädagogischer oder organisatorischer Modelle, soweit 

diese geeignet sind, Erkenntnisse zur Weiterentwicklung des Systems der Kinderta-
gesbetreuung zu gewinnen.“ 

 
ersetzt.  

 
15. In Änderungsbefehl Nr. 40 wird die Angabe 
 

„8. das Nähere über die Qualifikation und den Personalschlüssel sowie Personalvorga-
ben für die Randzeit im Sinne des § 28 Absatz 2 Satz 3 festzulegen,“ 

 
durch die Angabe  
 
„8. das Nähere über die Qualifikation und den Personalschlüssel sowie Personalvorga-

ben für die Randzeit im Sinne des § 28 Absatz 2 Satz 3 nach Anhörung der kommu-
nalen Spitzenverbände, der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und der 
Kirchen festzulegen,“ 

 
ersetzt. 

 
16. In Änderungsbefehl Nr. 41 b) wird die Angabe 
 

„(5) Die Landesregierung überprüft die Finanzierung der Kindertagesbetreuung und deren 
Auswirkungen in einem regelmäßigen Turnus und bezieht dabei die kommunalen Spit-
zenverbände, die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege, die Kirchen sowie den 
Landesverband für Kindertagespflege NRW e.V. ein. Im Rahmen einer Evaluation sind 
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die Träger der Kindertageseinrichtungen sowie die Jugendämter verpflichtet, die dafür er-
forderlichen Daten zu erheben und zu übermitteln.“ 
 
durch die Angabe 
 
„(5) Die Landesregierung überprüft auf Basis einer qualifizierten Stichprobe die Finanzie-
rung der Kindertagesbetreuung und deren Auswirkungen in einem regelmäßigen Turnus 
und bezieht dabei die kommunalen Spitzenverbände, die Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, die Kirchen sowie den Landesverband für Kindertagespflege NRW e.V. 
ein. Im Rahmen einer Evaluation sind die Träger der Kindertageseinrichtungen sowie die 
Jugendämter verpflichtet, die dafür erforderlichen Daten zu erheben und zu übermitteln.“ 
 
ersetzt.  

 
17. Die in Änderungsbefehl Nr. 42 in Bezug genommene Anlage 2 wird durch die aus dem 

Anhang zu diesem Änderungsantrag ersichtliche Anlage 2 ersetzt.  
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Anhang zum Änderungsantrag zum Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes“ (Drucksache 18/17575) sowie zum Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 

18/18523) 
 

(zu Artikel 2 Nummer 17) 
 

Anlage 2  
(zu § 33) 

Gruppenform Wöchentliche 
Betreuungszeit 

Gesamt-
personal-
kraftstun-
den 

Kindpauschale 

Gruppenform I:  
Kinder im Alter von zwei 
Jahren bis zur Einschu-
lung 

25 71,50 8.029,60 Euro 
 

30 85,50 9.701,07 Euro 

35 99,50 10.794,41 Euro 
 

40 113,75 12.906,89 Euro 

45 128,00 13.856,86 Euro 
 

Gruppenform II:  
Kinder im Alter von unter 
drei Jahren 

25 76,50 17.024,23 Euro 
 

30 91,75 20.788,98 Euro 

35 107,00 23.036,86 Euro 
 

40 122,25 27.700,05 Euro 

45 137,50 29.547,79 Euro 
 

Gruppenform III:  
Kinder im Alter von drei 
Jahren und älter 

25 71,00 6.296,03 Euro 
 

30 85,00 7.593,71 Euro 

35 99,00 8.472,34 Euro 
 

40 101,50 11.338,78 Euro 

45 114,00 12.311,83 Euro 
 

 
Kinder mit oder mit drohenden Behinderungen 

  Kindpauschale  

Ü3 27.613,48 Euro 

U3  29.541,98 Euro  

U3 Gruppenform II/45 Stunden 31.885,86 Euro  

 
Die Behinderungen oder drohenden Behinderungen müssen von einem Träger der Einglie-
derungshilfe festgestellt sein. 
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Begründung 
 
Am 23. April 2026 führte der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend eine öffentliche Anhö-
rung von Sachverständigen zum Gesetzentwurf der Landesregierung – „Gesetz zur Änderung 
des Kinderbildungsgesetzes“ (Drucksache 18/17575) – durch. Die Sachverständigen haben in 
ausgewählten Regelungsbereichen Änderungs- und Anpassungsbedarfe zum Gesetzentwurf 
und Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgetragen. 
Des Weiteren wurden im Rahmen des Konnexitätsverfahrens mit den kommunalen Spitzen-
verbänden, welches mit einer Einigung abgeschlossen wurde, weitere Änderungsbedarfe fest-
gestellt.  
 
Diesen soll mit den genannten Anpassungen entsprochen werden. Darüber hinaus werden 
inhaltliche Klarstellungen und Folgeanpassungen vorgenommen. 
 
Zu Nummer 1 
(§ 11) 
Die Quoren der Wahlbeteiligung für die Gültigkeit der Wahl des Jugendamtselternbeirates 
nach § 11 Absatz 2 sowie des Landeselternbeitrages nach § 11 Absatz 3 werden angepasst. 
Dies soll eine Mitwirkung von Eltern trotz veränderter Rahmenbedingungen auch weiterhin 
ermöglichen.    
 
Zu Nummer 2 
(§ 18) 
Redaktionelle Anpassung ohne inhaltliche Änderung. 
 
Zu Nummer 3 
(§ 19) 
In Absatz 4 handelt es sich um eine Klarstellung, die Mehrsprachigkeit von Kindern als Kom-
petenz anzuerkennen und zu fördern. In Absatz 5 erfolgt eine redaktionelle Anpassung ohne 
inhaltliche Änderung. 
 
Zu Nummer 4 
(§ 20) 
Die Reduzierung des Datenerhebungsumfangs in Nummer 1 folgt aus der vorgenommenen 
Erhöhung der Mindestkernzeit von 25 auf 35 Stunden je Woche. Zu Auswertungszwecken ist 
es erforderlich, aber auch ausreichend, zu erheben, ob von der Einrichtung von Kern- und 
Randzeiten Gebrauch gemacht wird. Umfang und Lage der täglichen Kernzeit können nur 
noch in geringem Umfang variieren. 
 
Die Änderungen in Nummer 5 und 6 dienen der Klarstellung und Konkretisierung des Anwen-
dungsbereichs. Durch die präzisierte Fassung werden nach Nummer 5 auch Kinder erfasst, 
für die nach dem festgelegten Verfahren zum Gesamt-Entwicklungsstand festgestellt worden 
ist, dass ein erhöhter pädagogischer Förderbedarf besteht, bei denen aber keine (drohende) 
Behinderung vorliegt. Die präzisierte Formulierung von Nummer 6 ermöglicht die Erfassung 
von Kindern, bei denen erhöhter sprachlicher Förderbedarf vorliegt. Einzelheiten dazu werden 
in beiden Fällen in der Rechtsverordnung definiert. So ist gewährleistet, dass die Feststellung 
nach einheitlichen Kriterien und Maßstäben erfolgt. Darüber hinaus erfolgt eine Vereinheitli-
chung der Erhebungsmerkmale in den Nummern 5 und 6. Hierdurch wird der Verwaltungsauf-
wand für die Träger reduziert und zugleich eine einheitliche sowie konsistente Datenverarbei-
tung ermöglicht. 
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Zu Nummer 5 
(§ 24) 
Unter Berücksichtigung der gängigen Praxis, Rückzahlungsansprüche zu verrechnen, wird die 
„unaufgeforderte Rückzahlung“ nicht verbrauchter oder zweckentsprechend verwendeter Mit-
tel gestrichen und dementsprechend auch der Bezugspunkt für die Verzinsung an die verspä-
tete Meldung der zurückzuzahlenden Mittel geknüpft.  
 
Zu Nummer 6 
(§ 33) 
Mit der Einfügung des Prozentsatzes der Vor- und Nachberatungszeit in Absatz 1 Satz 4 wird 
eine rein deklaratorische Klarstellung vorgenommen. Die vorzuhaltende Verfügungszeit in 
Höhe von 10 % der Betreuungszeit ist auch weiterhin finanziell in den Kindpauschalen hinter-
legt. Zudem erfolgt eine redaktionelle Anpassung ohne inhaltliche Änderung. 
 
Satz 6 konkretisiert nunmehr, dass die „einrichtungsspezifischen pädagogischen Mehrbe-
darfe“ sowohl Personal- also auch Sachkosten umfassen, die gemäß § 26 Absatz 3 die be-
sonderen Bedarfe für die gemeinsame Förderung von Kindern mit oder mit drohenden und 
ohne Behinderungen decken. 
 
Die Erweiterung des in § 41 Absatz 1 festgelegten Bezugszeitraums macht eine Vorverlegung 
der Datenvorlage um einen Monat in Satz 8 erforderlich. Hierbei handelt es sich um eine not-
wendige Folgeanpassung zur Sicherstellung einer sachgerechten Durchführung des Verfah-
rens der Berechnung der Planungsgarantie.  
 
Zu Nummer 7 
(§ 37a) 
Der Auszahlungszeitpunkt wird von spätestens 1. März auf spätestens 1. Juni geändert. Die 
Änderung des Auszahlungszeitpunktes berücksichtigt nun die tatsächlichen Verwaltungsab-
läufe, insbesondere die Möglichkeit der Nachmeldung von Kindern mit oder mit drohenden 
Behinderungen zum 1. Februar. Zugleich wird hierdurch die Verwaltungsdurchführung verein-
facht und Mehraufwand verhindert.  
 
Zu Nummer 8 
(§ 38) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung. Die Änderungen dienen der Aufnahme 
bislang fehlender Verweise auf die einschlägigen Vorschriften. 
 
Zu Nummer 9 
(§ 39) 
Durch die Konkretisierung der Überprüfung durch die Gemeindeprüfungsanstalt in Satz 5 wird 
klargestellt, dass allein die ordnungsgemäße Verwendung der finanziellen Mittel des Landes 
und nicht der Vollzug des Kinderbildungsgesetzes in allen möglichen Facetten überprüft wer-
den soll. In Satz 6 wird nunmehr klargestellt, dass die Kosten, die der Gemeindeprüfungsan-
stalt durch die Prüfung nach Satz 5 entstehen, unmittelbar durch das Land erstattet werden. 
Zur Eingrenzung der erstattungsfähigen Kosten wird auf den kommunalabgabenrechtlichen 
Kostenbegriff abgestellt. Es sind daher nur die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen an-
satzfähigen Kosten berücksichtigungsfähig.  
 
Satz 7 stellt darüber hinaus klar, dass die der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
zugewiesene Aufgabe der Verwendungsnachweisprüfung nach dem KiBiz fachlich und hin-
sichtlich der Kostentragung von der der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen nach 
§ 2 Absatz 1 des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes zugewiesenen Aufgabe der überörtli-
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chen Prüfung zu unterscheiden ist und diese von der Neuregelung des § 39 Absatz 2 KiBiz 
insofern unberührt bleibt. 
 
Zu Nummer 10 
(§ 45) 
Das Kindergartenjahr wird angepasst. Die Änderung dient der Herstellung eines Gleichlaufs 
zwischen dem für die Zuschusszahlung maßgeblichen Kindergartenjahr und der Bereitstellung 
der hierfür vorgesehenen Mittel. Die Anpassung des Betrages der Zuschusszahlung erfolgt 
infolge der Umstellung auf das Kindergartenjahr 2027/2028. Der Betrag für das Kindergarten-
jahr 2026/2027 wird hier bereits um eine 3 %-Fortschreibungsrate gesteigert. § 37 gilt daher 
erst ab dem Kindergartenjahr 2028/2029.  
 
Zudem wird unter Berücksichtigung der gängigen Praxis, Rückzahlungsansprüche zu verrech-
nen, die „unaufgeforderte Rückzahlung“ nicht verbrauchter oder zweckentsprechend verwen-
deter Zuschüsse gestrichen und dementsprechend auch der Bezugspunkt für die Verzinsung 
an die verspätete Meldung der zurückzuzahlenden Mittel geknüpft. 
 
Zu Nummer 11 
(§ 46) 
Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. Begrifflichkeiten werden präzisiert und termi-
nologisch angepasst. 
 
Zu Nummer 12 
(§ 48a) 
Die Änderungen in Absatz 2 stellen Folgeanpassungen dar. Zum einen wird der Verteilschlüs-
sel, nach dem sich die Anteile der Mittel für die Jugendämter ergeben, ausdrücklich in Absatz 
2 geregelt. Zum anderen wird der Verteilschlüssel für die Weiterleitung der Mittel durch die 
Jugendämter an die jeweiligen Träger der Einrichtungen gesetzlich festgeschrieben. Hierdurch 
werden die maßgeblichen Berechnungs- und Verteilungsgrundlagen transparent und rechts-
sicher ausgestaltet. 
 
(§ 48b) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung. Die Änderungen dienen der Aufnahme 
bislang fehlender Verweise auf die einschlägigen Vorschriften. 
 
Zu Nummer 13 
(§ 51) 
Satz 5 wird gestrichen. Die Regelung ist obsolet. 
 
Zu Nummer 14 
(§ 53) 
Mit der Ergänzung der Möglichkeit einer Zulassung von Amts wegen wird der Handlungsspiel-
raum der obersten Landesjugendbehörde erweitert. Die Regelung trägt dem Umstand Rech-
nung, dass in bestimmten Fallkonstellationen ein behördliches Tätigwerden auch ohne vorhe-
rige Antragstellung sachgerecht und im öffentlichen Interesse geboten sein kann, beispiels-
weise bei jugendamtsübergreifenden Modellen. Die Vorschrift dient insoweit der Verwaltungs-
vereinfachung sowie der Beschleunigung entsprechender Verfahren. 
 
Zu Nummer 15 
(§ 54) 
Die Ergänzung in Nummer 8 sieht die Gelegenheit der Stellungnahme der kommunalen Spit-
zenverbände, der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und der Kirchen bei Erlass 
einer Personalverordnung in Form einer Anhörung vor. Das Ministerium gibt den kommunalen 
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Spitzenverbänden, den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege und den Kirchen vor 
dem Erlass der Rechtsverordnung so die Möglichkeit, im Vorfeld zu Verordnungsentwürfen 
Stellung zu nehmen und die praktische Umsetzbarkeit zu prüfen.   
Zu Nummer 16 
(§ 55) 
Durch die Neufassung wird ein regelmäßiger Turnus der Überprüfung der Finanzierung der 
Kindertagesbetreuung und deren Auswirkungen mit den Akteuren aus diesem Feld eingeführt. 
Anstelle der vorgesehenen Mitwirkungspflicht aller Träger wird der Umfang der Evaluation auf 
eine qualifizierte Stichprobe bei den Trägern begrenzt, um die Gesamtbelastungen für die Trä-
ger der Kindertageseinrichtungen und Jugendämter zu reduzieren. Die Aufnahme des Begriffs 
der qualifizierten Stichprobe dient der Präzisierung der Prüfmethodik im Rahmen der durch 
die Landesregierung durchzuführenden Überprüfung der Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung und deren Auswirkungen. Die Überprüfung erfolgt damit nicht auf Grundlage einer rein 
zufälligen oder schematischen Auswahl, sondern auf Basis fachlich geeigneter und nachvoll-
ziehbarer Kriterien. Zugleich trägt die Regelung zu einer wirtschaftlichen und effizienten Aus-
gestaltung des Verwaltungsverfahrens bei, indem eine Vollprüfung entbehrlich ist, ohne die 
Aussagekraft und Belastbarkeit der Prüfungsergebnisse zu beeinträchtigen. Von der in § 55 
Abs. 5 KiBiz-E geregelten Überprüfung bleibt die Überprüfung gemäß § 4 Absatz 5 des Kon-
nexAG vom 22. Juni 2004 (GV. NRW S. 360), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist, unter Beteiligung der Kommuna-
len Spitzenverbände unberührt. 
 
Zu Nummer 17 
(Anlage 2) 
Die Erhöhung der Kindpauschalen bei den neu eingeführten Buchungszeiten im Betreuungs-
umfang von 30- und 40-Stunden dient der Sicherstellung und Steuerung des bedarfsgerechten 
zeitlichen Umfangs der Betreuung. 
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